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Für Petra





Vorwort

Das Verfassungsrecht muß sich ständig fragen, ob seine allgemeinen Prämissen 
neu zu interpretieren oder zu justieren sind, um dem Wandel der Verhältnisse 
gerecht zu werden. 

Globalisierung und Europäisierung erzeugen Anpassungsdruck für die 
Rechtsordnung. Viele Institute des Verfassungsrechts und des einfachen Rechts 
müssen neu vermessen werden. Grundsätzlich ist zu fragen, wie sich der offene 
Staat zu überstaatlicher Rechtsetzung stellt. Die Antwort sieht diese Untersu-
chung darin, daß sich das Verfassungsrecht nach außen wendet, also rechts-
staatliche Demokratie, Gewaltenteilung, Grundrechtsschutz auf das auswärti-
ge Handeln erstreckt. Auswärtiges Handeln tritt so neben das nach innen ge-
richtete, und das überstaatliche Recht erscheint nicht als fremd, sondern als 
verfassungsverantwortet zu rezipierendes und zu gestaltendes Recht. Dies zu 
zeigen, ist Ziel der Untersuchung.

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2006 von der Juristischen 
Fakultät der Universität Heidelberg als Habilitationsschrift angenommen und 
befi ndet sich im wesentlichen auf diesem Stand. Meinem verehrter Lehrer, Pro-
fessor Dr. Dr. h.c. Rüdiger Wolfrum, danke ich für inspirierende Unterstüt-
zung. Die Untersuchung refl ektiert auch die intensive Zusammenarbeit mit 
Bundesverfassungsrichter Professor Dr. Dr. Udo Di Fabio, für die ich dankbar 
bin. Wichtige Anregungen verdanke ich ferner dem konzentrierten Zweit-
votum von Professor Dr. Dr. h.  c. Paul Kirchhof. Meiner Frau gebührt Dank 
für Diskussionen gerade in der konzeptionellen Phase der Untersuchung.

Heidelberg, im Mai 2007 Volker Röben
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